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Der Ende August von der Bundesre-
gierung vorgelegte Gesetzentwurf
für ein Beschäftigtendatenschutzge-
setz hat in der Zwischenzeit in unver-
änderter Form das parlamentarische
Verfahren erreicht. ver.di sagt nein zu
dem Gesetzentwurf, weil er nicht
mehr, sondern weniger Datenschutz
für die Beschäftigten bedeuten
würde.

m DGB Bundesvorstand wurde nach Be-

kanntwerden weiterer geplanter Ver-

schlechterungen des Gesetzentwurfs der Be-

schluss gefasst, die Parlamentarier im Deutschen

Bundestag aufzufordern, das Gesetzgebungs-

verfahren nicht weiter zu betreiben.

Grundübel des Entwurfes ist, dass er Grund-

rechte von Beschäftigten nicht stärkt, sondern

Arbeitgebern die Erhebung, Speicherung und

Verwendung von Beschäftigtendaten erleich-

tert. Die geplanten Verschlechterungen im Ge-

setzentwurf lassen für Arbeitgeber keine Wün-

sche mehr offen: Die Einwilligungsmöglichkeiten

durch Beschäftigte sollen ausgeweitet und da-

mit die abhängige Rolle von Arbeitnehmerinnen

und Arbeitnehmern schamlos ausgenutzt wer-

den. Von den gesetzlichen Bestimmungen soll

mit Hilfe von Dienst- oder Betriebsvereinbarun-

gen zuungunsten der Beschäftigten abgewi-

chen werden können.

ver.di bleibt nicht mehr als ein klares „Nein“ zu

diesem Gesetz. Dies haben auch die derzeit

mehr als 1300 Betriebs- und Personalräte durch

ihre Teilnahme an der Initiative des DGB gegen

das Beschäftigtendatenschutzgesetz deutlich

gemacht.

Bericht auf Seite 4
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Bremen: Sen. OV FB 9/10: Treff jed. 1. Die. im
Mon., 16 Uhr, DGB-Haus, Bhf-Platz.
Heidelberg: BeG Sen., FB 9, jed. 2. Mittw. im
Monat, 15 Uhr, Gaststätte „Löwenkeller“, Rohr-
bacher Str. 92.
Kaiserslautern: BeG Sen. FB 9/10: Mitglieder-
treff mit Infos und Plaudern jed. 1. Mittw. im
Mo. um 15:30 Uhr im Vereinsheim des Eisen-
bahner-Sportclubs West, Vogelwoogstr. 59.
Kassel: BeG P/T, am 18. August Mitgliederver-
sammlung um 14 Uhr in „Eppo‘s Clubhaus“,
Damaschkestr. 35.
Köln: BzFb 9, Sommerfest für VL und interes-
sierte Mitgl. am 23. Juli, 14 Uhr, Hof DGB Haus,
Hans Böckler Platz 1, Köln. Karten + Info über:
karten-verdi@klaus-merzenich.de. Für Getränke
und Essen ist gesorgt.
Lübeck: BeG der DT TS Nord, FB 9, Bereich Lü-
beck. Treff jed. 1. Mi. im Mon., 16:30 Uhr, Fa-
ckenburger Allee 31, Raum V153.
Münster: BeG Pb/P/T Sen.: 1. Aug. Infonachm.,
11. Aug. Sandsteinmuseum in Havixbeck,
Brauereibesicht. und Abendessen, 5. Sept. Film
„Auf den Spuren Preußens“, 20. Sept. Garten-
fest.
Neuss: Sen. Kreis Neuss: Sprechst. in der ver.di-
Geschäftsst., Hammer Landstr. 5, 3. Etage; im-
mer 1. Mo. im Mon., 10 bis 12 Uhr. Am 28. Juli
Gesprächsrunde für Mitglieder aus Greven-
broich, Jüchen und Rommerskirchen im Haus
Portz Grevenbroich, Am Markt. Am 18. August
für Mitglieder aus Kaarst, Korschenbroich,
Meerbusch und Neuss im Haus NOAH Neuss,
Berghäuschensweg 28a. Jeweils mit Vorstand
und VL.
Nürnberg: BeG Sen. Nürnberg/Schwabach/
Roth/Lauf, FB 1,9,10, Vers. jew. 1. Do. im Mon.,
14.30 Uhr, Gaststätte „Genossenschaftssaal-
bau“, Matthäus-Hermann-Platz 2. Am 21. Juli
Fahrt zum Kreuzberg, Abf. 11 Uhr Langwasser
Süd; im Aug. keine Vers.; am 12. Aug. Besuch
der Luisenburg Festspiele, Abf. um 10:30 Uhr
(Fledermaus); am 1. Sept. VAP-Berater und Ein-
schreiben für die Weinfahrt am 13. Okt.
Oldenburg: Sen OV FB 9/10 Gruppen: Digital-
fotos am 2. Die. jeden Mon., 9 Uhr im „Am-
biente“-Vereinslokal des PostSportVereins, Ol-
denburg, Alexanderstr. 488; Basteln, Malen,
Klönen, Skat am 2. Die. jeden Mon., 9 Uhr in
den Dragoner Stuben, Bundeswehrgelände, Ol-
denburg, Ulmenstr.; Jakkolo alle 3 Wochen, Ke-
geln alle 4 Wochen, Auskunft Punke 0441-
505137; Fahrten in 2010 Auskunft Lojowsky
0441-301069.
Ortenau: BeG Sen. P/T: Sprechst. jeden Mittw.,
11-12 Uhr, ver.di-Geschäftsst., Offenburg,
Okenstr. 1c, auch tel.: 07 81/91 71 14.
Ulm Neu-Ulm: BeG VE P/T, 4. Aug. Monatstreff
um 14.30 Uhr, „Krone“, Ulm-Söflingen und An-
meld. für Fahrt ins Blaue am 22. Sept.
Weiden: BeG Sen. Nordoberpfalz FB 9/10: Mo-
natsvers. immer am 1. Mittw. im Monat, 14
Uhr, Gaststätte Bräustüberl.
Werra-Meißner: BeG Sen. P/T, 5. Aug., 15 Uhr,
Grillfest mit Partnern in „Leuchtberg Felsenkel-
ler“; 22. Sept. Info-Veranst. um 14 Uhr Gast-
stätte Rost, Niddawitzhausen.
Wolfenbüttel: Sen. OV FB 9/10: Sprechst. Jed.
Mittw. für ver.di-Mitgl. 9.30 bis 12 Uhr, ver.di-
Büro, 1. Etage, Rosenwall 1, ver.di-Lohnsteuer-
Service: 05331/882680.

Redaktionsschluss
nächstes Heft: 8. August 2011
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Vor der Hauptversammlung
der Telekom-Aktionäre am 12.
Mai 2011 versammelten sich
fast tausend Demonstranten,
um gegen den drohenden
Standortekahlschlag bei der
Telekom Deutschland zu pro-
testieren. Außerdemmachten
sie zusammen mit ver.di in
Sichtweite zur Lanxess-Arena,
in der die Aktionäre sich ver-
sammelten, auf die feindseli-
gen Zustände bei T-Mobile
USA aufmerksam.

ach Einschätzung von ver.di

und den Beschäftigten bei

der Telekom Deutschland sind die

Pläne zur Schließung von über 140

Standorten außerhalb der Ballungs-

zentren betriebsschädigend, weil

sich dadurch das Unternehmen von

den Kunden entfernt und nicht

mehr präsent ist. Außerdem bürdet

die Telekom vielen betroffenen Be-

schäftigten unzumutbare Fahrtzei-

ten zu. Das gefährdet familiäre und

soziale Strukturen und demotiviert

die MitarbeiterInnen. Diese Strategie

ist nicht zukunftstauglich und ge-

fährdet jede positive Entwicklung

des Unternehmens.

Genauso schädlich ist das Verhalten

der Manager von T-Mobile USA, die

mit Drohungen und juristischen

Tricks versuchen, die Beschäftigten

von einer gewerkschaftlichen Orga-

nisierung abzuhalten. Dies demoti-

viert die Beschäftigten und schadet

der Wettbewerbsfähigkeit.

Bei der einstündigen Veranstaltung

verschafften sich die Demonstran-

ten die gewünschte Aufmerksam-

keit bei Passanten, Aktionären und

Presse. Die beiden Mitglieder des

ver.di-Bundesfachbereichsvorstandes

Lothar Holzwarth und Lothar Schrö-

der versprachen den Zuhörern, alle

Möglichkeiten zu nutzen, um die

unsäglichen Standortpläne zu

durchkreuzen.

„Wir erwarten Besseres“ rezitierte

Lothar Schröder den Slogan der

amerikanischen Kollegen. „Wir er-

warten angstfreie Arbeitsbedin-

gungen, wir erwarten eine Verän-

derung bei den Standorten und wir

erwarten Anstand im Verhalten von

T-Mobile USA.“

Christoph Heil
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HV Telekom: Beschäftigte protestierten

Besseres erwartet

Nachhaltigkeit stärken

Kornelia Dubbel, Betriebsrätin im

Telekom Kundenservice, meldete

sich als Vertreterin vieler Beleg-

schaftsaktionäre auch dieses Jahr

auf der Aktionärsversammlung der

Telekom AG zu Wort. In ihren Aus-

führungen fokussierte sie die kriti-

schen Themen wie Standorte, feh-

lerhafte IT-Systeme, unzureichende

Nähe zwischen Vorständen und Be-

schäftigten, unglaubwürdige Frau-

enförderung der Telekom und die

gewerkschaftsfeindliche Haltung in

den USA.

Viele Stunden Fahrzeit? Die Beschäf-

tigten demonstrierten gegen diese

Standortepolitik.

Foto: ver.di
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Der Kampf von ver.di und Betriebsräten
hat sich gelohnt. Die Empfehlungen
des Konzern-Standorte-Ausschusses
sind in einer Betriebsvereinbarung zum
Zukunftskonzept IT gesichert.

ie Standorte Bonn, Darmstadt, Münster,

Regensburg, Leipzig, Hamburg, Hannover

und Trier werden zu Innovationszentren ausge-

baut. Jeder Mitarbeiter erhält das Wahlrecht für

eines der acht Innovationszentren.

Innerhalb von drei Jahren nach der jeweiligen

Mitarbeitermigration dürfen die neuen Stand-

orte nicht aufgelöst werden.

Es wird keine Änderung der Tätigkeit oder Be-

schäftigungsbedingungen durch einen Wechsel

geben. Wer gewechselt hat, darf innerhalb von

drei Jahren nicht gegen seinen Willen versetzt

werden, danach nur bei zwingenden betriebli-

chen Gründen.

Bestehende Telearbeitsplätze dürfen vor Ablauf

von 18 Monaten nach Inkrafttreten nicht ge-

kündigt werden, neue können beantragt wer-

den. Neben der Telearbeit kann Home-Office

gewährt werden.

Nach einem festen Migrationsplan werden die

TD-IT Standorte ab dem zweiten Quartal 2012

bis voraussichtlich Mitte 2014 auf die Innovati-

onszentren verschmolzen.

Die Beschäftigten an den TD-IT Standorten Saar-

brücken und Berlin erhalten eine zusätzliche

Wechseloption zur TSI. Ein Tarifvertrag (TVSR)

mit Besitzstands-Regelungen wird dazu verhan-

delt.

Zusätzlich werden über die regionalen Stand-

orte-Ausschüsse heimatnah Alternativarbeits-

plätze im Konzern generiert. Mitarbeitern denen

die Annahme eines Arbeitsplatzangebots nach

TV Ratio unzumutbar ist und denen kein hei-

matnaher Alternativarbeitsplatz angeboten wer-

den kann, erhalten den Zugang zur Beschäfti-

gungs- und Qualifizierungseinheit (BQE) des

Telekom-Konzerns vor Ort.

Die von der Migration betroffenen Mitarbeiter

erhalten umfassende Unterstützungs- und Aus-

gleichsleistungen.

Markus Frings

D

Köln: Die Demonstranten im Vorfeld der

Hauptversammlung der Telekom brachten

eine „Klagemauer“ aus Kartons mit den von

Schließungen bedrohten Standorten zum

Einsturz. Kurz vor der HV bildete sich eine

Menschenkette vom Deutzer Bahnhof hin

zur Lanxess-Arena. Schwarze Luftballons

stiegen als Botschaft der Enttäuschung und

Trauer auf.

Foto: ver.di

IT im Telekom-Konzern Deutschland

Kampf um Standorte
„Speed Matters“:

Geschwindigkeit
zählt

Die Communication Workers

Union of America führt eine

Kampagne mit dem Titel

„Speed Matters“ durch. Ziel ist

es, breitbandige Hochge-

schwindigkeitsnetze auszu-

bauen. Geschwindigkeit ist ein

gutes Motto, das auch für viele

Initiativen in Deutschland gel-

ten sollte.

Geschwindigkeit zählt bei

der Schaffung von Regulie-

rungsbedingungen, die den

Breitbandausbau in Deutsch-

land befördern. Das schafft Ar-

beitsplätze und stimuliert die

gesamte Wirtschaft.

Geschwindigkeit zählt für

die Telekom. Sie muss jetzt neue

Produkte und Dienstleistungen

auf den Markt bringen und die

Beschäftigten für die neuen

Dienste qualifizieren. Wer auf

der Bremse steht, überlässt die

Zukunft anderen.

Geschwindigkeit zählt auch,

wenn es darum geht, Konse-

quenzen aus den Angriffen auf

den Arbeitnehmerdatenschutz

bei der Telekom, bei Lidl, der

Deutschen Bank und anderen

zu ziehen. Arbeitnehmer brau-

chen zügig einen verbesserten

Arbeitnehmerschutz und ihre

Interessenvertretungen verbes-

serte Möglichkeiten zu interve-

nieren.

Lothar Schröder

�
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Als im August 2010 der Kabinettsbe-
schluss zu einem Beschäftigtendaten-
schutzgesetz vorgelegt wurde, hat
ver.di grundsätzlich begrüßt, dass sich
der Gesetzgeber des Themas annimmt,
allerdings massive Kritik an einzelnen
Bestimmungen geübt (die ver.di Posi-
tion ist auf der Homepage von ver.di
unter: https://recht.verdi.de/beschaef-
tigtendatenschutz abrufbar).

wischenzeitlich hat sich in der politischen

Debatte abgezeichnet, dass die Forde-

rungen und Vorschläge, wie sie ver.di gemacht

hat, leider nicht aufgegriffen werden. Zu den

ver.di-Forderungen gehört die Streichung der

im Arbeitsrecht bisher nicht bestehenden Mög-

lichkeit von ärztlichen Untersuchungen und

Eignungstests während des Arbeitsverhältnis-

ses durch den Arbeitgeber. Datenscreenings

dürfen nur anlassbezogen erlaubt sein. Das

Fragerecht, insbesondere auch nach einer

Schwangerschaft und das Ausmaß der erlaub-

ten Videoüberwachung muss zwingend ein-

geschränkt werden.

Von Arbeitgeberseite ist für weitere, deutliche

Verschlechterungen geworben worden, die

wie folgt aussehen: So soll der Wünsch-dir-

Was-Katalog der Arbeitgeberseite verschlech-

ternde Dienst- oder Betriebsvereinbarungen

ermöglichen. Eine individuelle Zustimmung der

Beschäftigten als generelles Mittel der Recht-

fertigung der Datenerhebung und -verwen-

dung soll ermöglicht werden. Screenings ohne

Anlass wären möglich und auch wenn die

heimliche Videoüberwachung tatsächlich aus-

geschlossen bleibt, soll zunächst die Ausdeh-

nung der Videoüberwachung durch den Ge-

setzentwurf ermöglicht werden.

Darüber hinaus ist geplant, die Recherche in so-

zialen Netzwerken zu ermöglichen und die Da-

tenermittlung ohne Kenntnis der Beschäftigten

zur Verhinderung von Straftaten auszuweiten.

Außerdem wird von Seiten der Arbeitgeber hef-

tig dafür geworben, die Datenübermittlung im

Konzern, insbesondere auch ins Ausland, zu er-

leichtern.

Es ist damit zu rechnen, dass das Gesetz im

Laufe des parlamentarischen Verfahrens nicht

mehr verbessert, sondern noch deutlich ver-

schlechtert wird.

ver.di lehnt deshalb den Regierungsentwurf in

seiner vorliegenden Form als Rückschritt hinter

das bisherige Datenschutzniveau ab. Durch die

geplanten gesetzlichen Neuregelungen wird der

bestehende Standard, der durch Entscheidungen

der Arbeitsgerichte flankiert worden ist, deutlich

unterschritten.

Kommt es zu den von den Arbeitgebern gefor-

derten weiteren Verschlechterungen, und das ist

mehr als wahrscheinlich, kippt die bestehende

Rechtslage vollkommen und wird ins Gegenteil

verkehrt. Deshalb ist auch durch Bundesvor-

standsbeschluss des DGB im März dieses Jahres

politisch signalisiert worden, unter diesen Um-

ständen besser keine gesetzliche Regelung ha-

ben zu wollen.

Zeitgleich wurde eine Betriebs- und Personal-

räteinitiative gestartet, die sich mit einem Aufruf

zum Stopp des Gesetzgebungsverfahrens an die

Parlamentarier wendet. Die 30 Erstunterzeichner

und -unterzeichnerinnen sind Vorsitzende von

namhaften deutschen Konzernen. Inzwischen

haben sich mehr als 1300 Gremien dem Aufruf

angeschlossen. Die Zeit des laufenden Gesetz-

gebungsverfahrens sollte aktiv genutzt werden,

um diese Liste fortzusetzen.

Im für das Gesetzgebungsverfahren zuständigen

Innenausschuss des Bundestages wurden am 23.

Mai 2011 Experten zum Gesetzentwurf ange-

hört. Die Berichterstatter des Ausschusses haben

aus diesem Anlass in einem Arbeitspapier die

oben beschriebenen weiteren Verschlechterun-

gen offiziell eingeführt. Wie und ob der zeitliche

Fahrplan des Gesetzgebungsverfahrens nun fort-

geschrieben wird, ist unklar. Es bleibt zu hoffen,

dass sich diejenigen Parlamentarier durchsetzen,

die es ernst mit der Geltung von Grundrechten im

Beschäftigungsverhältnis meinen.

Kerstin Jerchel, Bereich Recht/Rechtspolitik in

der ver.di Bundesverwaltung

Z

Beschäftigtendatenschutzgesetz

Stoppt diesen
Gesetzentwurf!

Link zur Seite des DGB und
der Betriebs- und Personal-
ratsinitiative:
http://www.dgb.de/themen/
++co++e64161ca-64f6-11e0-
77ab-00188b4dc422

Link zur ver.di-Homepage
mit der Position zum Gesetz-
entwurf:
https://recht.verdi.de/be-
schaeftigtendatenschutz
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Orwells Zukunft

hat bereits begonnen

2011 ist das Jahr der Volkszäh-

lung und kaum jemand regt

sich darüber auf. Warum? Weil

die Menschen bereits in der all-

gegenwärtigen Kontrolle ihrer

Daten angekommen sind?

Nach dem Motto, wer alles von

sich auf Facebook und Co

preisgegeben hat, der hat sich

schon ausgezogen – nackter

als nackt geht nicht?

Das aber sollte jeder wissen:

Niemand muss die Volkszähler

in seine Wohnung lassen. Nie-

mand muss den Fragebogen

frankieren, wenn er ihn zu-

rückschickt. Und die Frage

nach dem Religionsbekenntnis

ist freiwillig!

Wer auch an seinem Arbeits-

platz nicht zum gläsernen Be-

schäftigten werden will, der

sollte Einfluss auf das neue Ar-

beitnehmer-Datenschutzgesetz

nehmen. So wie vorgelegt ist

das Gesetz eine Farce.

Marion Lühring

Weitere Infos rund um den
Datenschutz zum Beispiel
bei FoeBud:
http://www.foebud.org

MORGEN, ÜBERMORGEN

�
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Im Markt für Telekommunikation tau-
chen immer mehr Anbieter auf, die we-
der den Netzbetreibern noch den klassi-
schen TK-Diensteanbietern zuzurechnen
sind. Anfang Mai zum Beispiel kaufte
Microsoft den Internet-Telefonieanbie-
ter Skype für über acht Milliarden Euro
ein. Microsoft will offensichtlich wie
Google Telefonie als add on zu anderen
Geschäftsmodellen anbieten.

ach den Plänen von Microsoft soll Skype in

Software-Produkte wie Outlook integriert

werden. Bald schon wird man im Büro und am

heimischen Schreibtisch statt zum Hörer zu grei-

fen, einen Knopf in Outlook drücken. Video-

konferenzen werden dann kein lukrativer Dienst

von TK-Anbietern sein, sondern Standardan-

wendungen in der Bürokommunikation. Aber

auch in anderen Bereichen erhalten die TK-An-

bieter Gegenwind. Ebenfalls im Mai stellte

Google funktionsfähige Produkte vor, die es

erlauben elektrische Geräte und Lampen über

Funktechnik und via Internet zu steuern. Das

Potenzial für neue Geschäftsfelder ist groß. Die

Eigeninitiativen herkömmlicher TK-Unterneh-

men werden aber nicht so nachdrücklich be-

trieben, dass sie das Marktgeschehen prägen.

Viele TK-Netzbetreiber halten sich mit Breit-

bandinvestitionen zurück und beklagen zu

Recht die Regulierung und die seit Jahren fal-

lenden Preise am Markt. Bleiben sie allein bei

dieser Defensivhaltung, lassen sie sich ihre

Trümpfe von den Konkurrenten aus den Är-

meln ziehen.

Über Smart-Grids (intelligente Stromnetze),

Smart-Home (vernetztes Zuhause) und Smart-

Education (Bildungsangebote im Internet) re-

den die TK-Konzerne schon länger. Aber erleb-

bare Produkte für den Markt haben sie noch

nicht verbreitet. Mehr Entschlossenheit und Op-

timismus dürfte nicht schaden. Statt zu

kleckern, sollten sie bei dem Antreiben von Zu-

kunftstechnologien klotzen und Geld in deren

Entwicklung investieren. Sie müssen mehr

marktreife Dienste entwickeln und verkaufen.

Sie sollten Internetkommunikation als Zu-

kunftsprodukt und nicht als Killeranwendung

für die altersschwache Cashcow Telefonie be-

greifen.

Den TK-Unternehmen läuft die Zeit davon.

Wenn nicht bald neue Geschäftsfelder durch

neue Dienste an den Start gehen, werden mit

der Telefonie auch sehr viele Arbeitsplätze ver-

loren gehen.

Christoph Heil

TK-Anbieter
müssen sich sputen

nalysiert man die klassische Telefonie nach der Theorie des Produktlebenszyklus, so

kommt man zum Ergebnis, dass diese den Höhepunkt längst überschritten hat und sich

im Niedergang befindet. Und mit ihr viele Arbeitsplätze in der TK-Branche. Die Preise für Tele-

fonanschluss und Verbindungsminuten fallen seit Jahren. Die Menschen kommunizieren immer

weniger über das klassische Telefon und zunehmend über das Internet. Die Kommunikation über

Internetdienste wie Facebook, diverse Messengerprogramme oder Twitter nimmt stark zu. Skype

vermittelt aktuell mehr Auslandsminuten pro Jahr, als die gesamte weltweite TK-Konkurrenz zu-

sammen!

Zwar wird es noch einige Jahre dauern, aber die TK-Anbieter sollten mit aller Kraft neue Ge-

schäftsfelder auch gegen die schier übermächtige Konkurrenz der Software- und Internetgi-

ganten entwickeln und auf den Markt drücken. Neue Herausforderungen entstehen: Neue

Dienste verlangen wesentlich mehr in die Qualifikation der MitarbeiterInnen zu investieren.

Schon heute muss damit begonnen werden, die Beschäftigten für die Arbeitsplätze der Zukunft

fit zu machen.

Christoph Heil

Telekommunikation

Herbst in der Branche

N

A

Tarifprojekt

T-Systems 2012

Vorbereitungen
laufen an!

Die Entgelttarifverträge
bei den T-Systems Gesell-
schaften können zum 31.
Dezember 2011 gekün-
digt werden.

Schon im Dezember 2010 hat

ver.di sich mit der Vorbereitung

der Tarifrunde beschäftigt. Ein

Entwurf für das „Tarifprojekt T-

Systems 2012“ wurde gefer-

tigt und mit den Verantwortli-

chen der Bundesfachgruppe

IT/DV sowie Tarifpolitik Grund-

satz diskutiert. Seit Anfang Mai

2011 werden nun die mögli-

chen Forderungsinhalte in den

Betriebsgruppen und Ortsver-

einen des Fachbereichs disku-

tiert. Die Vorstände sind ange-

halten diese Diskussion unter

dem Aspekt einer „bedin-

gungsgebundenen Tarifforde-

rung“ zu führen. Das bedeutet,

die Mitglieder müssen auch be-

reit sein für ihre Forderung in

den Konflikt zu gehen.

Einige Begehren (wie z. B. Al-

tersteilzeit) lassen sich sicher-

lich nicht alleinig mit der T-Sys-

tems vereinbaren. Hier

entscheidet auch der Konzern-

wille der Telekom. Daher ist es

sinnvoll die Forderungen unter

diesen Voraussetzungen zu

prüfen und abzustimmen.

Ein Kommunikationskonzept

befindet sich derzeit in der

Abstimmung, um die Mitglie-

der auf dem Laufenden zu

halten.

Manfred Kuntze

Konzernbetreuer T-Systems
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Nach sieben Verhandlungsrunden, nach
drei Sitzungen der ver.di-Tarifkommis-
sion bei IBM und nachmehr als 100 be-
trieblichen Aktionen gab es am 19.Mai
ein Verhandlungsergebnis in der Tarif-
runde bei IBM. Das Ergebnis wurde in-
zwischen von den Gremien bestätigt:
2,5 Prozent Erhöhung der Tarifgehäl-
ter und 300 Euro Tarifprämie für jede
IBMerin und jeden IBMer. Insgesamt
wurde ein ganzes Paket geschnürt,
das zusätzlich noch eine Verlängerung
der Altersteilzeit um ein Jahr und auch
eine Mindestabsicherung der Sonder-
zahlung sowie eine Verbesserung bei
der pauschal vereinbarten Mehrarbeit
– zwei sehr IBM-spezifische Regelun-
gen – beinhaltet.

ieles war in dieser Tarifrunde anders,

denn mit einer neuen Beharrlichkeit

wurde das Thema der Weitergabe der Tarifer-

höhungen angegangen. Das ist für einen gro-

ßen Teil der IBM-Beschäftigten ein sensibles

Thema, da Tariferhöhungen gegebenenfalls mit

übertariflichen Gehaltsbestandteilen verrech-

net werden. Für diese Forderung gab es starken

Rückenwind. Als sich die Tarifauseinanderset-

zung zuspitzte fanden bei IBM fast täglich Un-

terstützungsaktionen statt. Diese wurden mit

viel Enthusiasmus von den ver.di-Betriebsgrup-

pen umgesetzt. So viel gewerkschaftliches En-

gagement verdient Anerkennung!

„Wir haben gegen das weltweite Vergütungs-

system verhandelt“, resümiert Bert Stach,

ver.di-Verhandlungsleiter bei IBM. „Wir hatten

oft den Eindruck, die Konzernleitung aus den

USA versucht, die Verhandlungen mitzusteuern

und das Interesse an unserem steigenden Or-

ganisationsgrad war spürbar.“

Hat es sich gelohnt? Die Tarifprämie ist ein erster

kleiner Erfolg in die Richtung einer direkten Wei-

tergabe.

Besonders stark waren zwei Aktionen: In Frank-

furt gab es eine beeindruckende Unterstüt-

zungskundgebung. Auch eine Online-Aktion, um

persönliche Argumente direkt in die Verhandlun-

gen einzuspeisen, hatte großes Feedback.

„Das Verhandlungsergebnis ist ein Kompro-

miss“, erkennt Bert Stach, „aber wenn die Un-

terstützung bei den IBM-Beschäftigten so wei-

ter zunimmt, werden wir das Thema der

Weitergabe im nächsten Jahr noch intensiver

angehen.“

Media Broadcast

Tarifrunde
abgeschlossen

Nach dem Wechsel der Ge-
schäftsführung der Media
Broadcast fanden die Tarifver-
handlungen zur Entgeltrunde
2011 in einem schwierigen
Umfeld statt.

Langwierige Diskussionen kennzeich-

neten die Verhandlungen. Erst in der

dritten Verhandlungsrunde und durch

die unmissverständliche Ansage,

wenn die Arbeitgeberseite keine Eini-

gung am Verhandlungstisch will, wer-

den die ArbeitnehmerInnen der Media

Broadcast zum Arbeitskampf aufge-

rufen, zeigte sich Bewegung auf der

Arbeitgeberseite. Mit dem siebten An-

gebot des Arbeitgebers konnte der

Durchbruch erzielt werden.

Für ver.di-Mitglieder gilt:

Für die Monate April bis Juli 2011 gibt

es im Juni 2011 eine Einmalzahlung

von 400 Euro bzw. 340 Euro für beur-

laubte Beamte.

Teilzeitbeschäftigte erhalten diesen Ein-

malbetrag anteilig an ihrer Wochenar-

beitszeit.

Es gibt 3,2 Prozent Entgelterhöhung ab

1. August 2011, tabellenwirksam.

Es erfolgt eine 1:1 Weitergabe, d.h.

jede/r ArbeitnehmerIn erhält die 3,2

Prozent Gehaltserhöhung. Es gibt kei-

nen Gehaltsüberprüfungsprozess.

Die Ausbildungsquote ist tarifvertraglich

erhöht worden, die Media Broadcast

wird in 2011 und 2012 insgesamt 20

Auszubildende einstellen.

Für die Auszubildenden ist erstmalig

ein Manteltarifvertrag sowie ein Ver-

gütungstarifvertrag abgeschlossen wor-

den. Die Ausbildungsvergütung beträgt

demnach im ersten Ausbildungsjahr

750 Euro, im zweiten 800 Euro, im drit-

ten 850 Euro und im vierten 900 Euro.

Der Entgelttarifvertag hat eine Lauf-

zeit bis 31. Juli 2012.

Das Verhandlungsergebnis ist ein zu-

kunftsfähiger Kompromiss.

Erwin Gilbert/Peter Gallner

IBM

Tarifabschluss

V

Unterstützungskundgebung am 17. Mai in Frankfurt. Foto: Holger Meuler



NEWS KOMM 6/7 2011

7

Mehr als 40 Gewerkschafterinnen und
Gewerkschafter aus 15 Ländern grün-
deten am 6. Mai bei der UNI, dem
weltweiten Dachverband der Dienst-
leistungsgewerkschaften, in Nyon die
IBM Global Union Alliance. Die Allianz
wird von den Dachverbänden der Me-
tallgewerkschaften, dem IMF und dem
EMF, mitgetragen.

„Die IBM versteht sich als global integrierter

Konzern, daher müssen sich Gewerkschaften

auch in einer globalen Allianz aufstellen“, war

die Kernaussage des Gründungstreffens.

Schon heute setzen sich weltweit nationale

Gewerkschaften für die Interessen der IBM-Be-

schäftigten ein. In etlichen Ländern existieren

tarifvertragliche Regelungen – aber längst nicht

überall. Der Zugang zu angemessener Bezah-

lung und zu guten Beschäftigungsbedingungen

sollte aber nicht abhängig davon sein, in wel-

chem Land man arbeitet. Gewerkschaftliches

Engagement zur Verbesserung der Arbeits- und

Gehaltsbedingungen ist in vielen Ländern keine

Selbstverständlichkeit.

Einstimmig wurde am 6. Mai in Nyon das IBM-

Global-Union-Agreement verabschiedet. Es be-

kundet den Willen der Gewerkschaften zur Zu-

sammenarbeit auf globaler Ebene. Ziele der

Vereinbarung sind, IBM für einen Dialog auf

weltweiter Ebene zu gewinnen, globale Ver-

einbarungen mit IBM zu treffen, um die Ar-

beitsbedingungen weltweit zu verbessern und

die gewerkschaftliche Organisierungsrate bei

IBM zu erhöhen.

Erstunterzeichner für ver.di war Frank Bsirske

Bert Stach

TELDAS
Konzern will Call-Center-
Standorte schließen

TELDAS-Call-Center-Standorte in
Göttingen, Leipzig, Gera, Rottweil
und Frankfurt/Oder sollen ge-
schlossen werden, das hat der D+S
europe Konzern angekündigt. Bis-
herige Zusagen für Standortesi-
cherungen sollen nun nicht mehr
gelten.
Bereits vor einem Jahr drohte D+S

europe damit, TELDAS-Call-Center-

Standorte zu schließen. Damals

konnte die Schließung in letzter Se-

kunde durch das Engagement von Be-

triebsräten und ver.di verhindert wer-

den. Die Beschäftigten haben sich

dabei auf massive Einschnitte einge-

lassen. Anscheinend vergeblich. Denn

im Mai wurden erneut Schließungen

von TELDAS-Standorten bekannt ge-

geben.

ver.di erwartet, dass die vor einem

Jahr in schwierigen Verhandlungen er-

reichten Regelungen langfristig gesi-

chert bleiben, die skandalösen Schlie-

ßungsankündigungen sofort zurück

gezogen werden und TELDAS die mit

den Betriebsräten und Beschäftigten

eingegangenen Verträge einhält.

Für die Beschäftigten ist völlig un-

verständlich, dass so kurz nach dem

Verkauf durch die Telekom an einen

angeblich zukunftsfähigen Call-Cen-

ter-Betreiber die Standorte geschlos-

sen werden sollen. 2008 hatten die

betroffenen Beschäftigten auch von

der Telekom langfristige Bestandszu-

sagen erhalten.

Seit Anfang Juni laufen Protestaktio-

nen der Beschäftigten an den TEL-

DAS-Standorten. Adressaten des Pro-

tests sind der D+S europe-Konzern

und die Deutsche Telekom. Letztere

sehen die TELDAS-Beschäftigten in

der Pflicht, da diese ihre Zusagen im

Rahmen des Verkaufs nicht einhalten.

Christoph Heil

Weitere Infos:
https://tk-it-sat.verdi.de/be-
triebe_von_az/teldas_ehmals_vcs

�

100 Jahre IBM
Im Juni 2011 feiert IBM das 100jährige Jubiläum und ist dank des Engagements seiner Be-

schäftigten ein erfolgreiches Unternehmen. In vielen Bereichen hat IBM eine weltweite Füh-

rungsrolle – leider nicht mehr als Arbeitgeber.

Am 14. Juni 2011 gratuliert ver.di als Tarifpartner zusammen mit den weltweit bei IBM vertre-

tenen Gewerkschaften zum Centennial! Die Mitglieder der ver.di-Tarif- und Verhandlungs-

kommission bei IBM setzen sich für gute und noch bessere Tarifverträge ein und wünschen der

IBM für die Zukunft alles Gute. Aber: Bei einem Jubiläum verdienen zuerst diejenigen Wert-

schätzung, die den Erfolg begründet haben. Das sind die Beschäftigten!

Frank Bsirske bei einer Tarifaktion bei IBM am 4. Mai in Ehningen. Foto: Bert Stach

Gewerkschaften gründen IBM Global Union Alliance
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ver.di-Mitgliedernetz

Forum zur Netzpolitik

Seit ein paar Wochen kann im ver.di-
Mitgliedernetz auch zur Netzpolitik dis-
kutiert werden.

urch die wachsende Bedeutung der digi-

talen Kommunikation ist die Netzpolitik in

den letzten Jahren zu einem neuen Politikfeld

geworden. Wer beeinflusst und reguliert das

Netz? Welche Informationen werden gesam-

melt? Wie verändern sich politische Entwick-

lungen durch das

Web? Welche Mög-

lichkeiten liefert das

Netz? Wie muss eine

gewerkschaftliche

Netzpolitik ausge-

staltet werden? Und

was bedeutet das

für ver.di und die Menschen, die in diesen The-

men und Bereichen tätig oder engagiert sind?

Das weite Spektrum der Netzpolitik mit all die-

sen Themen kann im ver.di-Mitgliedernetz dis-

kutiert werden. Christoph Heil

Die Rahmenbedingungen bei HP sind
konfliktträchtig. Entsprechend ist die
Stimmung bei den HP-Beschäftigten
zurzeit angespannt.

n diesem Jahr will HP 319 Stellen in

Deutschland abbauen. Die Mitbestimmung

der Betriebsräte wird vom Arbeitgeber nicht

ernst genommen – zuletzt scheiterten die Ver-

handlungen zwischen Gesamtbetriebsrat und

Arbeitgeber um einen Interessenausgleich/Sozi-

alplan aufgrund der Weigerung des Arbeitge-

bers, auch nur die minimalsten Zugeständnisse

zu machen.

Auch eine angemessene Gehaltserhöhung ist

trotz wachsender Gewinne vom Management

nicht zu erwarten – im Gegenteil, der rigide

Sparkurs zulasten der Beschäftigten soll auch

2011 weiter verfolgt werden.

Gleichzeitig sind im Zuge eines Insourcing-Deals

500 Beschäftigte der IT-Tochter des Energiever-

sorgers E.ON ins Unternehmen integriert wor-

den, ausgestattet mit einem sehr guten Aner-

kennungs-Tarifvertrag, der zwischen ver.di und

HP abgeschlossen wurde. Zentrale Bestandteile

sind: Fünf Jahre Beschäftigungssicherheit und

dynamische Fortwirkung des Gehalts-Tarifver-

trags E.ON IT für fünf Jahre.

Stärker mit Gewerkschaften
kooperieren
Ungleiche Arbeitsbedingungen und die allge-

mein unsichere Arbeitsplatzsituation wirken sich

aus: Immer mehr Beschäftige wollen ein stärke-

res gewerkschaftliches Engagement bei HP.

Die Integration der E.ON IT wurde umfassend

von ver.di begleitet. Das HP-Konzernbetreu-

ungsteam stellte sich in den betroffenen Stand-

orten vor, informierte über die Situation und

vernetzte die übergehenden Kolleginnen und

Kollegen mit ver.di-Mitgliedern und Betriebsrä-

ten bei HP. Die anstehenden BR-Wahlen an den

neuen HP/E.ON IT Standorten werden ebenfalls

von ver.di begleitet – eine Wahlvorstandsschu-

lung im Mai bildete den Auftakt.

Auch das Thema Beschäftigungssicherung wird

von ver.di begleitet. Der jährliche Personalab-

bau sowie die kontinuierliche Ausweitung des

Offshore- und Outsourcing-Anteils erfordert Ge-

genwehr. Konzernbetreuerin Christine Muhr hat

gemeinsam mit dem GBR und der IG Metall ein

Seminar zum Thema durchgeführt. Um einen Er-

fahrungsaustausch zwischen gewerkschaftlich

Aktiven zu fördern, nahmen ver.di-Kollegen von

IBM und T-Systems aktiv teil. Sie stellten ihre ta-

rifvertraglichen Regelungen in Verbindung mit

den betrieblichen Modellen und Praxiserfahrun-

gen vor. Astrid Schmidt

Verstärkte ver.di-Aktivitäten bei Hewlett Packard

Forderung nach
Haustarifvertrag wird lauter

I

D

Weitere Informationen über die aktuellen Entwicklungen bei HP aus gewerkschaftlicher Per-

spektive bieten die HP-News, die kostenfrei abonniert und digital bezogen werden können:

http://www.ich-bin-mehr-wert.de/news/hp_news/.

Wunsch nach
Haustarifvertrag wächst

omentan heißestes Thema

ist die Vorbereitung auf die

Gehaltsrunde 2012. Der ver.di-

Strategiekreis bei HP hat hier eine

klare Vorstellung: „Nur tarifver-

traglich können Themen wie Ge-

halt, Bonusverteilung und Variable

angemessen, gerecht und trans-

parent im Sinne der Beschäftigten

geregelt werden. Das zeigt allein

schon die Erfahrung der Gehalts-

runde 2011, die mit enttäuschen-

den 1,2 Prozent abgeschlossen

wurde“, kommentiert Volker

Stichter, stellvertretender GBR-Vor-

sitzender und BR-Vorsitzender Rüs-

selsheim.

Die ver.di-Aktiven sind mit ihrem

Anliegen nicht alleine. Zurzeit dis-

kutieren HP-Betriebsräte in der

ganzen Republik, mit der Forde-

rung in die Gehaltsrunde zu ge-

hen, dass die Gehaltserhöhung

künftig tarifvertraglich verhandelt

wird.

„Wir knüpfen mit unserer Forde-

rung nach einem Haustarifvertrag

an die gewerkschaftliche Bewe-

gung für einen Haustarifvertrag

bei EDS (inzwischen HP) und die

langjährigen Tariferfahrungen bei

E.ON IT an. Die Zeit ist reif für ei-

nen Tarifvertrag für ganz HP – im

Interesse aller Beteiligten“, so die

Einschätzung des Konzernbetreu-

ungsteams bei HP, Christine Muhr,

Dr. Thomas Müller und Astrid

Schmidt.

M

Die Komm-Leserinnen und Le-
ser sind herzlich eingeladen, im
Forum zur Netzpolitik mitzu-
machen:
https://mitgliedernetz.verdi.de/

�
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